
Seit Juli ist die neue rot-grüne Landes-
regierung nun im Amt. Fielen die ersten 
100 Tage weitgehend in die parlamenta-
rische Sommerpause, hat sich dennoch 
bereits viel verändert, hat die neue, 
sozialdemokratisch geführte Landesre-
gierung wichtige Pflöcke eingeschlagen 
und Entscheidungen getroffen. Am auf-
fälligsten sind dabei gewiss die klima-
tischen Veränderungen in Düsseldorf. 
SPD und Grüne und insbesondere die 
beiden „Frontfrauen“ Hannelore Kraft 
und Sylvia Löhrmann arbeiten ausge-
sprochen harmonisch miteinander. Das 
haben wir in Nordrhein-Westfalen auch 
schon einmal anders erlebt. 

Aber auch das Miteinander der Frakti-
onen im Düsseldorfer Landtag und die 
politische Kultur haben sich entschei-
dend verändert. Die rot-grüne Regierung 
wird bei wichtigen Projekten immer auch 
auf die Unterstützung anderer Frakti-
onen angewiesen sein. Auch dadurch hat 
sich eine neue Diskussionskultur entwi-
ckelt. Hier die Regierung, dort die Oppo-
sition; so einfach ist es nicht mehr. Die 
rot-grüne Regierungskoalition begreift 
sich deshalb ganz bewusst als Koalition 
der Einladung. Und tatsächlich ist bei 
einigen Themenfeldern bereits die Be-
reitschaft zur Zusammenarbeit erkenn-
bar geworden. So bewegt sich die CDU 
derzeit beispielsweise in den Bereichen 
Kommunalfinanzen oder auch Schule er-
heblich auf SPD und Grüne zu.

In den ersten Wochen hat die neue Re-
gierung in wichtigen Zukunftsfeldern die 
neue Richtung der künftigen Landespoli-
tik vorgegeben. Damit setzt die Landes-
regierung gleichzeitig auch zentrale Ver-
sprechen um. Die neue Landesregierung 
macht deshalb ernst und beginnt mit der 
Umsetzung wichtiger Reformvorhaben 
im gesamten Bildungssektor. Kein Kind 
soll mehr zurückgelassen werden und 
alle Chancen bekommen unabhängig 
von der Herkunft oder auch dem Geld-
beutel der Eltern. Die Studiengebühren 
werden deshalb zum Wintersemester 
2011/2012 vollständig abgeschafft. Das 
sogenannte Kinderbildungsgesetz wird 
einer Generalrevision unterzogen. In der 
Praxis hat es sich als völlig untauglich er-
wiesen, um auf die Herausforderungen in 
der frühen Bildung zu reagieren. Darüber 
hinaus ist auch seine Finanzausstattung 
völlig unzureichend. Auch hier haben 
wir bereits begonnen umzusteuern. In 
einem ersten Schritt soll das letzte Kin-
dergartenjahr schon bald Realität sein. 
Aber auch der gesamte Schulbereich 
muss auf den Prüfstand. Da müssen wir 

deutlich besser werden. Die Reformen 
der abgewählten schwarz-gelben Lan-
desregierung haben uns da leider keinen 
Meter voran gebracht. Doch wir wollen 

und werden keinen Schulkrieg anzetteln. 
Leidtragende wären doch nur die Schüle-
rinnen und Schüler, die Eltern und nicht 
zuletzt unserer engagierte Lehrkräfte. 
Wir suchen deshalb den Dialog mit al-
len Beteiligten. Eine erste Bildungskon-
ferenz hat es bereits gegeben. Parallel 
werden wir aber auch mehr Experimente 
zulassen. So entsteht in Ascheberg auf 
Antrag der Stadt, übrigens CDU-regiert, 
die erste Gemeinschaftsschule.

Aber nicht nur im Bildungssektor ist in 
den vergangenen Jahren so einiges aus 
dem Ruder gelaufen. Zur schwarz-gelben 
Regierungsbilanz gehört auch eine völlig 
verkorkste Reform der Gemeindeord-
nung und des Kommunalwahlrechtes. 
Zu erinnern ist hier unter anderem an 
die Abschaffung der Stichwahl der Ober-
bürgermeister und die Beschränkung der 
wirtschaftlichen Betätigung der Kom-
munen. Auch hier werden wir erhebliche 
Korrekturen vornehmen und das Rad 
zurückdrehen. Genauso auch bei den 
Mitbestimmungsregeln im Landesper-
sonalvertretungsgesetz. Unter sozialde-

mokratisch geführten Regierungen war 
Nordrhein-Westfalen das Mitbestim-
mungsland Nr. 1 in der Bundesrepublik. 
Das soll es auch wieder werden. Anpa-

cken werden wir auch 
das Thema Kommu-
nalfinanzen. Gemein-
sam mit unseren Kom-
munalpolitikerinnen 
und Kommunalpoliti-
kern werden wir das 
Ausbluten der Städte 
und Gemeinden stop-
pen.

Derzeit beraten wir 
einen Nachtragshaus-
halt für das Jahr 2010. 
Insgesamt werden wir 
2,3 Milliarden wei-

terer Schulden aufneh-
men. Doch entgegen 

der Behauptung von CDU und FDP ist 
das nicht das erste Ergebnis rot-grüner 
Politik. Das Gegenteil ist der Fall. Mit 
dem Nachtragshaushalt korrigieren wir 
die von Union und FDP vor der Landtags-
wahl geschönten Haushaltsansätze. Un-
ter anderem sind das die Schulden, die 
die Rüttgers-Regierung nicht in den Etat 
eingestellt hat, obwohl sie wusste, dass 
die Zahlungen zu leisten sind. Etwa bei 
der WestLB oder bei der Betreuung unter 
Dreijähriger in den Kitas. Wir beginnen 
unsere politische Gestaltung mit dem 
Haushalt 2011. Ziel bleibt es, bis 2020 
die Neuverschuldung zu beenden. Unser 
Weg ist dabei allerdings nicht die Kür-
zung beim Personal und bei den Sozial-
ausgaben. Das hat erkennbar nicht funk-
tioniert. Wir setzen stattdessen massiv 
auf die Prävention und damit in die Ver-
meidung künftiger Sozialausgaben. Wir 
müssen Eltern früher unterstützen, sozi-
ale Systeme auf die Stadtteile ausrichten 
– und viel mehr Geld in Bildung investie-
ren. Ohne diese Ausgaben ist eine gute 
Zukunft für NRW nicht möglich.
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Essener SPD-Landtagsabgeordnete Dieter Hilser, Britta Altenkamp
und Justizminister Thomas Kutschaty (von links nach rechts)

Rot-Grün schlägt erste Pflöcke ein:
Neue Landesregierung steht für eine neue politische Kultur



Manchmal sind es auch Kleinigkeiten, die 
erhebliche Auswirkungen haben. Beson-
ders, wenn die Kleinigkeiten knapp zehn 
Millionen Euro ausmachen.

Der CDU-Fraktionschef Thomas Kufen 
wollte im Sommer dieses Jahres nicht ver-
stehen, warum wir als SPD-Fraktion uns ge-
gen seine „kleinen“ Anpassungen des Haus-
haltes aussprachen, die doch „nur“ fünf 
Prozent des Gesamtvolumens umfassten. 
Doch unsere Haltung ist auch in der Rück-
schau noch immer richtig. Wir haben uns 
nicht der Verantwortung für die Finanzen 
unserer Stadt entzogen, sondern vielmehr 
konsequent gegen unsoziale, unausgewo-
gene und teils auch unrealistische Verän-
derungen votiert, die unterm Strich erheb-
liche Belastungen für alle Bürgerinnen und 
Bürger in unserer Stadt bedeuten.

Die größte von der CDU, unter blinder 
Mithilfe von Grünen, FDP und EBB, durch-
gedrückte Änderung trifft jede Essenerin 
und jeden Essener: Die von der Verwaltung 
geplante Erhöhung der Grundsteuer B wur-
de sogar verdoppelt! Statt von 510 auf 560 
Prozentpunkte zu gehen, stieg der Hebe-
satz nun auf 590 Prozentpunkte. Unterm 
Strich eine Mehrbelastung von fast sechs 
Millionen Euro jährlich, die alle Einwoh-
nerinnen und Einwohner direkt zu spüren 
bekommen. Wofür das Ganze? Im Gegen-
zug wurde die geplante Erhöhung der Ge-
werbesteuer gekürzt und der Essener Wirt-
schaft ein Steuergeschenk in etwa gleicher 
Höhe gemacht. 6.000.000 Euro jährlich. 
Unnötigerweise und auf Kosten der Bürge-
rinnen und Bürger.

Heute, vier Monate nach Haushaltsbe-
schluss, zeigt sich, dass CDU & Co. daneben 
auch viele Nullnummern gebucht haben. 
Sie haben sich der Verantwortung für eine 
sozial gerechte und nachhaltige Finanz-
politik in unserer Stadt entzogen, indem 
sie den Bürgerinnen und Bürgern vorgau-
kelten, mit ihren Veränderungen das vom 
Oberbürgermeister vorgegebene Sparziel 
einzuhalten, ohne zu prüfen, ob die Verän-
derungen überhaupt realistisch sind. Nun, 
nicht einmal ein halbes Jahr später, droht 
dieses finanzpolitische Kartenhaus Stück 
für Stück in sich zusammen zu fallen. Nur 
ein Beispiel:

Die von CDU & Co. durchgeboxte Erhö-
hung des Personalabbaus von rund 500 
Stellen, wie von der Verwaltung als möglich 
vorgeschlagen, auf 1.000 Stellen ist nach 
Überprüfung der Verwaltung gar nicht 
möglich, dem hat auch die CDU im letzten 
Haupt- und Finanzausschuss nicht wider-
sprochen. Dabei darf nicht vergessen wer-
den, was der zusätzliche Personalabbau in 
dieser Größenordnung bedeutet hätte: Den 

Wegfall von ganzen Angebotsbereichen 
und die Einstellung von Serviceleistungen, 
die den Bürgerinnen und Bürgern zugute 
kommen. Der von CDU & Co. geplante und 
unsoziale Personalabbau ist damit nicht 
umzusetzen. Die Verwaltung plant nun mit 
einer realistischen Personalreduzierung 
von 500 Stellen bis 2014.

Besonders bitter ist dieses Haushaltsge-
baren, wenn es um die Kinder in unserer 
Stadt geht. Auch hier sind, völlig unnöti-
gerweise und gegen alle im Vorfeld mah-
nenden Stimmen aus dem Kreis der Ju-
gend- und Wohlfahrtsverbände, Beschlüsse 
gefasst worden, die jegliches soziale Fin-
gerspitzengefühl missen lassen. Ich denke 
da nur an die Absenkung des so genann-
ten Jugendaufwandswertes, die die offene 
Kinder- und Jugendarbeit gefährdet, oder 
die Kürzung der freiwilligen Trägeranteile 
für Kindertagesstätten, die den dringend 
notwendigen Ausbau an 
Betreuungsplätzen behin-
dert.

Die SPD-Fraktion will 
keine Kartenhaus-Politik 
betreiben. Wir wollen so-
lide Finanzpolitik. Wie 
Legosteine müssen die 
unterschiedlichen Be-
reiche ineinander grei-
fen und sich gegenseitig 
Halt geben. Darum hatte 
die SPD-Fraktion sich kla-
re Schwerpunkte für die 
Haushaltsberatungen gesetzt, die für un-
sere Ratsarbeit auch weiterhin Geltung 
haben: Kinder, Jugend und Bildung. Unse-
re Vorschläge waren auch gegenfinanziert, 
das heißt: Der Sparkurs des Oberbürger-
meisters war nicht gefährdet. Vieles aber, 
was den Jugend-, Bildungs- und Sozialpo-
litikern nun Kopfschmerzen bereitet, wäre 
verhindert worden.

Eine Schlüsselrolle in unserer durch die 
oben genannten Schwerpunkte geprägten 
Politik nehmen die Kindertagesstätten in 
unserer Stadt ein. Hier wird die Grundla-
ge für Bildung, Gesundheit und auch In-
tegration geschaffen, auf der die gesamte 
weitere Entwicklung der Kinder gut auf-
bauen kann. Ziel muss es sein, jedem Kind 
den Zugang zu einer Kindertagesstätte zu 
ermöglichen, sei es durch den Ausbau an 
Betreuungsplätzen, sei es durch die Schaf-
fung eines kostenlosen Kita-Jahres. Dieses 
Ziel verlieren wir nicht aus den Augen, auch 
wenn es derzeit schwierig zu erreichen ist. 
Wir setzen hier auf Unterstützung durch 
die neue rot-grüne Landesregierung. Denn: 
Wer hier spart, spart an der ungünstigsten 
Stelle.	 (tf)

Knapp 70 interessierte Bürgerinnen und 
Bürgern diskutieren kürzlich auf einer Ver-
anstaltung des SPD-Ortsvereins Huttrop/
Südostviertel die Zukunft des Siepen- und 
des Parkfriedhofs. Während der SPD-
Sprecher im Ausschuss für Grün & Gruga, 
Hans Aring, die finanziellen Rahmenbedin-
gungen skizzierte, berichte SPD-Bezirksver-
treter Frank Mußhoff über die geplanten 
Änderungen auf den beiden Friedhöfen. 
Auf Zustimmung stieß dabei das Ansinnen, 
die zweite Trauerhalle auf dem Parkfried-
hof zukünftig als eine Kombination aus 
Trauerhalle und Kolombarium zu nutzen. 
Auch die Sanierung der WC-Anlagen und 
der Bau eines Pavillions auf dem Siepen-
friedhof stießen auf positive Resonanz. 

Huttrops SPD-Ratsherr Thomas Fresen 
schlug für den Siepenfriedhof zudem vor, 
einen Förderverein zu gründen. Dieser soll, 
so Fresen, Aufgaben durch bürgerschaft-

liches Engagement übernehmen, die die 
Stadt Essen sich finanziell nicht mehr lei-
sten kann. Dabei könnte es unter ande-
rem um Schließdienste oder kleinere Pfle-
gemaßnahmen gehen. Die SPD Huttrop/
Südostviertel bietet an, die Gründung des 
parteiunabhängigen Fördervereins koor-
dinierend zu begleiten. Interessierte Bür-
gerinnen und Bürger können sich daher 
bei dem Vorsitzenden des Ortsvereins, Karl 
Berse, per E-Mail (info@spd-osthuttrop.de) 
oder telefonisch (277705) melden.	 (aw)
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Von Kartenhäusern und Legosteinen
CDU & Co. gegen die Bürgerinnen und Bürger in Essen

SPD Huttrop/Südostviertel bringt Förder-
verein für Siepenfriedhof ins Gespräch

SPD-Ratsherr Thomas Fresen



Am 2. November verstarb plötzlich Pater 
Christoph. Er war nicht nur der Seelsorger der 
Gemeinde Hl. Kreuz in der Franziskanerstra-
ße, sondern auch der Vermittler zwischen den 
Mitbürgerinnen und Mitbürger und verschie-
densten Religionen und Kulturen im „Viertel“. 
Pater Christoph war der Motor und „gute 
Geist“ der Arbeit vor Ort. Ein stets ansprech-
barer, hilfsbereiter und toleranter Mensch.

Viele Jahre gingen der Pater und ich ge-
meinsame Wege, um uns für die Belange und 
Interesse der Menschen im Südostviertel ein-
zusetzen. Bereits im Jahr 1995 gründeten wir 
gemeinsam mit anderen engagierten Bür-
gern die Bürgerinitiative Südostviertel e.V. Als 
deren Vorsitzender hat Pater Christoph die 
gemeinsamen Projekte vorangetrieben und 
gegenüber den Institutionen vertreten. 

Die Bürgerinitiative hatte sich gegründet, 
um gemeinsam mit Bewohnerinnen und Be-
wohnern „interkulturelle Wohnkonflikte“ zu 
bewältigen. Entstanden ist aber eine wirklich 

gelebte Stadtteilarbeit und dies ist insbeson-
dere auch ein Verdienst von Pater Christoph. 
Spielplatzbau, Einsatz der „Spieletonne“, Fuß-
balltraining, Schulhofumgestaltung, Nach-
barschafts-Versammlungen, Stadtteilkon-
ferenzen, Lebensmittelverteilung, Café auf 
dem Markt, Hausaufgabenhilfe, Stadtteil-
feste sowie auch die Arbeit im Haus der Bil-
dung und Kultur „Storp 9“ mit dem heutigen 
Marktcafe. Dies sind nur einige Beispiele von 

vielen Projekten, die die Handschrift von Pa-
ter Christoph tragen.

Der Dialog zwischen den verschiedenen 
Gruppen war ihm wichtig. Ein ständiges Be-
mühen um ein friedliches Zusammenleben -  
so verstand Pater Christoph seine und unsere 
Stadtteilarbeit. Seine Ideen, seine guten Rat-
schläge und seine künstlerischen und humor-
vollen Beiträge  - auch in unseren Berichten 
und Einladungen - werden uns fehlen. Ich bin 
dankbar, dass ich Pater Christoph ein Stück 
bei seiner Arbeit in unserem Stadtteil beglei-
ten durfte. Ich werde ihn vermissen. Auch die 
Mitglieder der Bürgerinitiative Südostviertel, 
die Mitglieder der Stadtteilkonferenz, die 
Schulkinder und viele Bürgerinnen und Bür-
ger vor Ort werden ihn vermissen. Dessen bin 
ich mir sicher. Ebenso werden wir Mitglieder 
des SPD-Ortsvereins Huttrop/Südostviertel 
Pater Christoph in guter Erinnerung behalten 
und gemeinsam mit der Bürgerinitiative sei-
ne Arbeit fortsetzen.	 (kbr)

Traditionell erinnern die Sozialdemokraten 
in Huttrop und dem Südostviertel am Volks-
trauertag an die Opfer von Gewaltherrschaft 
und der Kriegstoten. Um der unzähligen 
Opfer allen voran des Nationalsozialismus 
zu gedenken, legen die 
Genossen alljährlich an 
diesem stillen Tag einen 
Kranz für die 52 Essener 
Bürgerinnen und Bürger 
vor dem Denkmal auf 
dem Parkfriedhof nieder, 
die zwischen 1933 und 
1945 in den Konzentrati-
onslagern der Nazis ums 
Leben gekommen sind 
und an die an dieser Stelle 
ruhen. „Mit dieser Geste 
gedenken wir stellver-
tretend aller Opfer des 
nationalsozialistischen 
Terrorregimes. Wir erin-

nern nicht nur an jene 52, sondern aller Opfer 
des Nationalsozialismus und der Weltkriege“, 
sagte Karl Berse, Vorsitzender des SPD-Orts-
vereins. Berse erinnerte dabei insbesondere 
an die 2.500 jüdischen Mitbürger, die alleine 

aus Essen in den Jah-
ren 1933 bis 1945 vom 
Nazi-Regime ermor-
det wurde.n „Auch 
65 Jahre nach dem 
Kriegsende und der 
Befreiung von den 
Nazis ist es wichtig, 
immer wieder an die-
se Terrorjahre zu erin-
nern und ihrer Opfer 
zu gedenken. Diese 
Erinnerung muss uns 
allen zugleich Mah-
nung für die Zukunft 
sein“, sagte Berse ab-
schließend. 	 (aw)
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Nachruf auf Pater Christoph
Das Südostviertel ist ein Stück ärmer geworden

SPD Huttrop/Südostviertel erinnert an
die Opfer des Nationalsozialismus

Pater Christoph verstarb am 2. November
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... Termine ... Themen ... Treffpunkte ...

2010
Sa.	 11.12.	 19:00 Jubilarehrung und Weihnachtsfeier

(Anmeldung erforderlich!)
Ort: Gaststätte Mosen, Hilgenbornstraße 6, 45138 Essen

2011
Do.	 13.01.	 19:30 Vorstandssitzung

Ort: Gaststätte Mosen, Hilgenbornstraße 6, 45138 Essen

Do.	 27.01.	 19:30 Kommunalpolitisches Bürgerforum
Ort: Warsteiner Stuben, Steeler Straße 183, 45138 Essen

Do.	 03.02.	 19:30 Vorstandssitzung
Ort: Gaststätte Mosen, Hilgenbornstraße 6, 45138 Essen

Do.	 10.02.	 19:30 Bürgerversammlung
Thema: „Zukunft der Schule in NRW“
Referent: Sören Link (Schulpolitischer Sprecher der SPD-Landtagsfraktion)
Ort: Gaststätte Michelshof, Steubenstraße 42, 45138 Essen

Do.	 24.02.	 19:30 Jahreshauptversammlung
Ort: Gaststätte Hubertusburg, Steeler Straße 444, 45138 Essen
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